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Die abzulehnenden, kritischen Punkte im Arbeitspapier Schuler

Grundsätzlich: Mitbestimmungsrechte sollen so geregelt sein, dass die politische Vertretung angehalten ist, für ihre Vorschläge nicht nur parlamentarische Mehrheiten zu finden, sondern auch Mehrheiten bei den Bürgerinnen und Bürgern. Je liberaler sie geregelt sind, desto mehr wird das der Fall sein, und desto weniger werden sie zur Anwendung kommen müssen. Je schwächer sie sind, desto mehr Anlass wird es geben, sie machtpolitisch einzusetzen. Wir müssen aus dieser Logik heraus kommen.

Mitbestimmungsrechte sind Instrumente der Verständigung der Bürgerinnen und Bürger, sie sollen den Dialog und gesellschaftliche Lernprozesse fördern. Sie sind als solche und nicht als Machtinstrumente zu verstehen und zu gestalten.

1. Das sog. bayerische Modell mit zweistufigem Verfahren: Bürgerantrag (8.000) Unterschriften in 6 Monaten (3 Monate für Verwaltungsakte) und Bürgerinitia​tive (10% der Stimmberechtigten in zwei Monaten) als Bedingung für eine Volksab​stimmung. Die zweifache Unterschriftensammlung kann nicht vermie​den werden, indem schon im ersten Anlauf die für die zweite Hürde vorgese​hene Unterschrif​tenzahl gesammelt wird. Die Unterschriften der ersten Sammlung werden für die zweite nicht angerechnet.
Begründung der Ablehnung:

Wie der internationale Vergleich und die Nutzung des Mitbestimmungsrechtes in Bayern auf Landesebene zeigt, liegt die Hürde an der Grenze der Anwendbarkeit. Direkte Demokratie ist ein Instrument für Minderheiten in der Gesellschaft, entsprechend muss sie zugänglich geregelt sein.

Die Volksabstimmung wird hier, wie auf nationaler Ebene, als Notbremse und Instrument für den Ausnahmefall verstanden, nicht als Gelegenheit für Bürger sich immer wieder selbst mit wichtigen Fragen zu befassen und sich darüber abzustimmen, als Machtinstrument und nicht als Mitbestimmungs- und Lern​instrument.

Die zweifache Unterschriftensammlung ist für einen Dialog zwischen politi​scher Vertretung und Promotoren nicht nötig. Sie ist eher im Verständnis der Bürger als Bittsteller begründet, als in dem vom Volk als Souverän. Nicht die Bürger müssen sich an die Vertretung anpassen, bei ihr um etwas werben, sondern es ist zuallererst Aufgabe der Vertretung einen Konsens zu suchen.

Es wird zudem nicht, wie es mittlerweile weltweiter Standard ist, unterschieden zwischen dem zügig zu nutzenden Referendum als Kontrollrecht und der Volksinitiative, die mehr Zeit beansprucht.

2. Es fehlt das Herzstück der Direkten Demokratie, das Referendum. Dieses ist in Italien bekannt als das sog. bestätigende Referendum, also die Möglichkeit der Volksabstimmung über den Beschluss eines Gesetzes oder eines Verwaltungsaktes, bevor dieser in Kraft tritt. Es ist das Vetorecht der Bürgerinnen und Bürger gegenüber der politischen Vertretung, das im Prinzip gewährleistet, dass nichts in Kraft tritt, was nicht effektiv von einer Mehrheit der Stimmberechtigten geteilt wird.

3. Referendum über Verwaltungsakte betreffend Ausgaben von mehr als 1 % des Landeshaushaltes (50 Mio.). Die Initiative sieht 1/1000stel vor (5 Mio.). Es ist nicht, wie in unserem Entwurf, ausgeschlossen, dass die Landesregierung Projekte, die von der Gesamtsumme her dem Referendum unterworfen werden können, dem Referendum entzieht, indem sie diese mit Teilbeschlüssen mit Finanzbedarf unter dieser Grenze realisiert. 

Begründung der Ablehnung:

Mit einer so hohen Hürde, solche Ausweichmöglichkeit und einer so starken Eingrenzung der Möglichkeit, Beschlüsse der Landesregierung der Volksab​stimmung zu unterwerfen, wird diese in keiner Weise dazu angehalten für ihre Beschlüsse eine mehrheitliche Zustimmung in der Bevölkerung zu suchen. Das Verwaltungsreferendum muss sicherstellen, dass nur Beschlüsse gefasst werden, die tatsächlich von einer Mehrheit in der Bevölkerung getragen werden.

Überdies ist nicht geklärt, wie Volksabstimmungen über Beschlüsse der Landesregierung erfolgen sollen, wenn diese nur einzelne Gemeinden betreffen.



4. Selbst Volksbefragungen über Verwaltungsakte unterliegen der Einschränkung, wie sie für beschließende Volksabstimmungen über Verwaltungsakte vorgesehen sind.

Begründung der Ablehnung:

Volksbefragungen sind dazu da, eine Meinungsbildung zu ermöglichen und eine Orientierung für die politische Vertretung zu suchen. Zu diesem Zweck  sollte grundsätzlich über alles, worüber die pol. Vertretung zu entscheiden hat, befragt werden können.


5. Es gibt keine Beglaubigungsmöglichkeit für Bürgerinnen und Bürger, die nicht Mandatare oder Beamte sind.

Begründung der Ablehnung:

Es gibt keinen Grund, weshalb den Bürgerinnen und Bürger nicht die Verantwortung für die Beglaubigung der Unterschriften übertragen werden kann, wenn sie diese unter den gleichen Bedingungen wie Mandatare und Beamte übernehmen wollen. Es geht um die Gewährleistung der Sammlung gültiger Unterschriften, nicht um eine weitere Hürde zur Anwendung der Mitbestimmungsrechte.


6. Die Frist, innerhalb der keine Anträge gestellt werden können: zwölf Monate vor Landtagswahlen und drei danach.

Begründung der Ablehnung:

Diese Fristen sind unnötig starr und schließen zu viel Zeit aus, innerhalb der den Bürgerinnen und Bürger vor allem das Kontroll-, aber auch das Initiativ​recht vorenthalten bleibt. Unsere Regelung ist flexibler.



7. Über Satzungsgesetze und die Regelung der Politikergehälter sind keine gesetzeseinführenden Volksabstimmung möglich.

Begründung der Ablehnung:

Satzungsgesetze mit denen die demokratischen Regeln bestimmt werden, sind das erste, über das das Kontroll- und Vorschlagsrecht ausgeübt können werden muss. Die Regeln der Regierungsform müssen dem Willen der Bürgerinnen und Bürger entspringen und entsprechen. Politische Vertreter sind das politische Personal der Bürgerinnen und Bürger und nicht deren Vormund: Folglich sind von diesen, wenn sie es wollen, die Bedingungen festzulegen, unter denen das Personal seine Funktion ausübt.



8. Ausgeschlossen werden können auch alle Vorschläge, über die gemäß Artikel 56 des Sonderstatutes im Landtag getrennt nach Sprachgruppen abgestimmt wurde.

Begründung der Ablehnung:

Eine so formulierte Schutzklausel würde es der pol. Vertretung erlauben, jeden Gegenstand der Volksabstimmung zu entziehen, den sie in irgend einer Weise als ethnisch sensibel definiert. Abgesehen davon ist es nicht richtig, die politische Vertretung in dieser Sache als Vormund einzusetzen, ist es doch diese, die seit Jahrzehnten die ethnische Problematik machtpolitisch missbraucht hat. Das Volk soll auch über ethnisch sensible Frage abstimmen können, aber so, dass es die Zustimmung der betroffenen Sprachgruppe braucht.


9. Es liegt im Ermessen der Richterkommission festzulegen, ob der vom Landtag oder von der Landesregierung gefasste Beschluss dem Grundanliegen der Bürgerinitiative entspricht und ob eine Volksabstimmung abgehalten wird oder nicht.

Begründung der Ablehnung:

Es können einzig die Promotoren, von denen die Initiative ausgegangen ist, entscheiden, ob sie ihr Grundanliegen realisiert sehen und ob sie ihr Recht auf Volksabstimmung wahrnehmen wollen oder nicht.

10. Der Zeitpunkt einer Volksabstimmung über Verwaltungsakte liegt im 
Ermessen des Landeshauptmannes.

Begründung der Ablehnung:

Es gibt keinen Grund jene Person über den Zeitpunkt der Abstimmung entscheiden zu lassen, die in ihrer Funktion direkt von der Volksabstimmung betroffen ist. Die Termin sind unabhängig von solchen Funktionen festzulegen.

11. Bei Abstimmungen über mehrere Vorschläge gibt es eine Bevorzugung des 
status quo: die Stimmen für eine Änderung des status quo teilen sich auf die 
verschiedenen Vorschläge auf, die so kaum eine Chance haben, mehr 
Zustimmung zu erhalten als Ablehnung gegen die Vorschläge insgesamt 
ausgesprochen wird. Ein Vorschlag ist nur angenommen, wenn er mehr 
Stimmen erhält, als Stimmen für den status quo abgegeben worden sind.

Begründung der Ablehnung:

Mit dieser Regelung  teilen sich die Ja-Stimmen, die eine Änderung der geltenden gesetzlichen Regelung wollen, auf zwei oder mehrere Vorschläge auf, während die Nein-Stimmen sich auf alle Vorschläge beziehen. Die Vorschläge konkurrieren gegeneinander, jeder Vorschlag muss sich gegen die Ablehnung aller Vorschläge behaupten. Das ist ein zutiefst ungerechte und unkorrekte Stimmenwertung. Zu unterscheiden ist zwischen der Möglichkeit sich für die Beibehaltung des status quo oder für eine Änderung desselben zu entscheiden und - im zweiten Fall - für die Möglichkeit, zwischen den angebotenen Änderungen wählen zu können. 

12. Gemeinden können eine Volksabstimmung nur aufgrund eines Beschluss mit 2/3 Mehrheit des Rates der Gemeinden erwirken.

Begründung der Ablehnung:

Im Rat der Gemeinden ist die Exekutive der Gemeinden vertreten. Das Recht, über einen Vorschlag im Interesse von Gemeinden eine Volksabstimmung abzuhalten, sollte im Sinne des demokratischen Vorrangs der Legislative gegenüber der Exekutive in erster Linie den Gemeinderäten (Gemeinde​ratversammlungen) zustehen.   

13. Es sind, ausgenommen das Abstimmungsheft, keine Garantieklauseln vorgesehen.

Begründung der Kritik:

Für die Redaktion des sogenannten Abstimmungsheft ist jenes Amt  verant​wortlich, das sich bei der ersten landesweiten Volksabstimmung die gröbste Verletzung dessen, was damals schon das Gesetz bezüglich sachlicher Information vorgeschrieben hatte, hat zuschulden kommen lassen. Eine faire Information, das hat diese Erfahrung gezeigt, kann nur von einer unabhängi​gen Stelle garantiert werden. So wichtig eine sachliche, objektive Information im Hinblick auf eine Volksabstimmung ist, so wichtig ist, dass die Verantwor​tung dafür in vertrauenswürdigen Händen liegt.

Will man garantieren, dass Volksabstimmungen möglichst fair, gleichberechtigt und transparent sowie inhaltlich korrekt erfolgen, dann bedarf es einer ganzen Reihe von Regeln, die dies garantieren. Obwohl immer wieder Meinungsmani​pulation, Missbrauch, ungleiche Chancen usw. als Probleme in Zusammen​hang mit Volksabstimmungen genannt werden, finden sich im vorliegenden Arbeitspapier weder die von uns vorgeschlagenen Garantieklauseln, noch sind andere zu diesem Zweck vorgeschlagen worden. 

Bozen, Februar 2011
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